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djb begrüßt Gesetzesentwurf zur Strafbarkeit von Upskirting,  
mahnt jedoch wichtige Veränderungen an  

„Der Gesetzesentwurf ist ein wichtiger Schritt zur Verbesserung des Schutzes von Frauen vor 
geschlechtsspezifischer Gewalt.“, kommentiert die Präsidentin des Deutschen Juristinnenbun-
des e.V. (djb), Prof. Dr. Maria Wersig, das Gesetzesvorhaben. „Es muss allerdings an einigen 
Stellen noch nachgebessert werden, damit der Tatbestand in der Praxis auch wirksam wird 
und die Reform einen wirksamen Schutz von Frauen im öffentlichen Leben erreicht.“ 

Bei der morgen stattfindenden Anhörung im Rechtausschuss des Deutsches Bundestages wird 
die Vorsitzende der Strafrechtskommission, Dr. Leonie Steinl, den djb als Sachverständige ver-
treten. Bislang war das unbefugte Fotografieren unter den Rock (sogenanntes „Upskirting“) 
nur durch § 118 OWiG (Belästigung der Allgemeinheit) sanktioniert. Dieser erfasst das Tatun-
recht nur unzureichend. Das unbefugte Fotografieren intimer Bereiche des Körpers greift in 
die sexuelle Selbstbestimmung und das allgemeine Persönlichkeitsrecht der betroffenen Per-
son ein und stellt damit strafwürdiges Unrecht dar. 

Der djb wird die Gelegenheit in der morgigen Anhörung nutzen, den bestehenden Anpas-
sungsbedarf in den Fokus der Aufmerksamkeit zu rücken. Der djb fordert die teilweise Umfor-
mulierung des Tatbestandes. Der Wortlaut des Entwurfs lässt insbesondere die Frage offen, 
wann ein körperlicher Bereich gegen Anblick geschützt ist und wie umfassend dieser Schutz 
sein muss. Damit steht zu befürchten, dass opferbeschuldigende und von Sexualitätsmythen 
geprägte Argumente („Wenn sie sich so anzieht, will sie das doch bzw. ist sie selbst schuld“) 
sowie stereotype Narrative von „anständiger“ Bekleidung in die Auslegung des Tatbestands 
einfließen. Der Wortlaut des Entwurfs erfasst zudem nicht alle Teile des strafwürdigen Un-
rechts. Auch ein Täter, der sich beim unbefugten Fotografieren das Verrutschen von Kleidung 
oder ungünstige Winkel zunutze macht, wäre nicht erfasst. Der Wille, besonders schützens-
werte Körperregionen vor dem Anblick Außenstehender zu schützen, besteht jedoch auch un-
ter diesen Umständen und ist als solcher erkennbar. Dasselbe gilt, wenn sich das Opfer in ei-
nem vor Einblick geschützten Raum teilweise entkleidet. Der Tatbestand sollte daher umfor-
muliert werden, um auch diese Fälle erfassen zu können. 

Des Weiteren hält es der djb für dringend erforderlich, § 201a Abs. 1 Nummer 4 StGB n. F. 
nicht in den Katalog der Privatklagedelikte aufzunehmen, da dies den Gedanken des Opfer-
schutzes widersprechen würde.  


